Statnt 
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Synagogen⸗Gemeinde 
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I: Graudenz, 
Druck von Gu Пао Rothe. К 
1859, У г 


Abſchnitt I, 


Von der Synagogen-Gemeinde zu Grandenz überhaupt 
- und den Mitgliedern derſelben inſonderheit. 


8 1. 
Der Graudenzer Synagogen⸗Bezirk umfaßt: 

a. Die Stadt Graudenz mit den zum Graudenzer Polizei⸗ 
bezirke gehörigen Ortſchaften Grünelinde, Kallinken, 
Vorwerk Stremoczyn, Stremoczyner Anbau, Rothhoff 
und Neuhoff, Liebenwalde, Gehlbude, Rehdorf, Sand⸗ 
hoff und Tuſcher damm; 

b. Nachſtehende Ortſchaften: 1. Feſtung Graudenz, 2. Neu⸗ 
dorf, 3. Buden Neudorf, 4. Klein Tarpen, 5. Groß 
Tarpen, 6. Colonie und Vorwerk Fiewo, 7. Gr. und 
Kl. Kunterſtein, 8. Gr. und Kl. Ellernitz, 9. Adlig 
Klodtken u. Klodtker⸗Mühle, 10. Linarczeck, 11. Liſſa⸗ 
kowo, 12. Parsken und Parsker-Anbau, 13. Nitzwalde, 
14. Sapot, 15. Sarosle, 16. Stanislawo, 17. Sar⸗ 
nowken, 18. Voßwinkel, 19. Schwirkoczyn, 20. Sackrau, 
21. Woſſarken, 22. Mockrau, 23. Oſſakrug, 24. Groß 
und Klein Bialachowo, 25. Skurjew, 26. Doſſoczyn, 
27. Gr. und Kl. Wolz, 28. Walddorf, 29. Wygodda, 
30. Schadau und Czemniak, 31. Sallno, 32. Borowo, 
33. Grünfelde, 34. Hannowo, 35. Groß Kabelunken, | 

} 36. Nonnen⸗Kabelunken, 37. Gatſch, 38. Poln. Gehl⸗ 

* bude, 39. Malinkowo, 40. Marzinkowo, 41. Maruſch, 
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42. Neumühl, 43. Pientken u, Pientker-Krug, 44. Pren⸗ 
zara, 45. Rondſen und Miſchkekrug, 46. Rudnick, 
47. Paſtwisko, 48. Altheide, 49. Turznig, 50. Brzeczin, 
51. Ruda, 52. Tuſch, 53. Deutſch Wangerau, 54. Poln. 
Wangerau, 55. Weißheide, 56. Weißhoff. 


8 2. 
Die Synagogen-Gemeinde iſt zu allen denjenigen 
Leiſtungen verpflichtet, welche ihr Bedürfniß erheiſcht. 


§ 3. 

Das Bedürfniß der Synagogen-Gemeinde beruht auf 
einem, nach den in dieſem Statute enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen, mit den geſetzlichen Vorſchriften übereinſtimmend gez 
faßten Beſchluſſe der Gemeinde. 

§ 4. 

Die Beitragspflichtigkeit faͤngt für jedes Mitglied der 
Synagogen⸗Gemeinde mit dem Erſten des Monats Januar 
desjenigen Jahres an, in welchem daſſelbe ſein Domicil 
in dem Synagogen-Bezirke erlangt hat, mithin Mitglied 
der Synagogen-Gemeinde geworden iſt. Dieſe Beitrags⸗ 
pflichtigkeit dauert bis zum 31. Dezember desjenigen Jahres, 
in welchem das Individuum aufgehört hat, Mitglied der 
Gemeinde zu ſein. 


§ 5. 
Von dem freien Vermögen der unter väterlicher Ges 
walt ſtehenden Kinder, iſt der verhältnißmäßige Beitrag zu 
leiſten. Von dem nicht freien Vermögen der Kinder haben 


diejenigen den Beitrag zu leiſten, welchen der Nießbrauch 
zuſteht. 


§ 6. 
Von dem Vermögen und den Revenüen derjenigen 
Mitglieder der Synagogen-Gemeinde, welche unter Vor⸗ 
mundſchaft oder Curatel ſtehen, iſt der Beitrag jo, wie von 


те э 
dem Vermögen der ſelbſtſtändigen und dispoſitionsfähigen 
Gemeinde-Mitglieder zu leiſten. 


$ 7. 

Ein jedes ſelbſtſtändige männliche Mitglied der Sy⸗ 
nagogen-Gemeinde iſt verbunden, wenigſtens ein, ihm nach 
Inhalt dieſes Statuts angetragenes, unbeſoldetes Gemeinde⸗ 
amt zu übernehmen, und ſich den mit einem ſolchen Amte 
verbundenen Aufträgen zu unterziehen. Nur ſolche Gründe, 
welche geſetzlich von der Uebernahme einer Vormundſchaft: 
befreien, entſchuldigen auch von der Uebernahme eines ипе 
beſoldeten Gemeindeamtes. 

Mitglieder der Gemeinde, welche außerhalb der Stadt 
Graudenz und den zu derſelben gehörenden Vorſtädten woh⸗ 
nen, find gleichfalls nicht verpflichtet, ein Gemeindeamt zu 
übernehmen. 

$ 8. 

Wer ſich der $ 7 beſtimmten Verbindlichkeit ohne Grund 
beharrlich entzieht, kann von dem Vorſlande und der ez 
präſentanten-Verſammlung mit Genehmigung der Regie— 
rung der Stimmfähigfeit und Wählbarkeit für immer ober 
auf beſtimmte Zeit verluſtig erklärt werden, und muß aufere 
dem die Hälfte ſeines Beitrags mehr bezahlen. 


Abschnitt u. 


Von der Vertretung der Gemeinde und der Verwaltung 
der Gemeinde-Angelegeuheiten im Allgemeinen. 


59. 

Zur Verwaltung der Gemeinde» Angelegenheiten nach 
Inhalt des Geſetzes über die Verhäͤltniſſe der Juden vom 
23. Juli 1847, und in Gemäßheit der mit dieſem Geſetze 
übereinftimmenden, in dieſem Statute enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen, iſt der Synagogen-Gemeinde zu Graudenz ein 


Vorſtand vorgeſetzt. Die Vertretung dieſer Gemeinde дег 
ſchieht durch eine Repräſentanten-Verſammlung. 


$ 10. 
Niemand kann zu gleicher Zeit Repräſentant und Mit⸗ 
glied des Vorſtandes der Gemeinde ſein. 


Abſchnitt Ш, 
Von den Nepräfentanten. 


sit. 

Die Repräſentanten find Bevollmächtigte, welche die 
Befugniß und die Verpflichtung baben, in allen gemein⸗ 
ſamen Angelegenheiten der Synagogen-Gemeinde, rechts⸗ 
gültig und verbindlich für die Geſammtheit der Gemeinde, 
ohne Rückſprache mit der ganzen Gemeinde oder mit Ab⸗ 
theilungen derſelben, unter den in dieſem Statute enthal⸗ 
tenen Einſchränkungen zu beſchließen. Das Amt eines Re⸗ 
präſentanten iſt ein unbeſoldetes Ehrenamt. 


$ 12. 

Die Repräſentanten haben nicht einzeln, ſondern in der 
Geſammtheit die Befugniß, durch gemeinſchaftliche Beſchlüſſe 
von der geſetzlichen Vollmacht Gebrauch zu machen. (Geſetz 
vom 23. Juli 1847, § 46.) 

8 13. 

In allen Angelegenheiten, welche den inneren Haus⸗ 
halt der Synagogen⸗Gemeinde betreffen, hat die Repräſen⸗ 
tanten⸗Verſammlung nur auf Veranlaſſung des Vorſtandes 
zu beſchließen. 

$ 14. ‹ 

Den ſämmtlichen Mitgliedern der Synagogen Ger 
meinde, oder was daſſelbe iff, der Gemeinde, ſteht nicht die 
Befugniß zu, die von den Repräſentanten nach Inhalt der 
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Beſtimmungen dieſes Statuts rechtsgültig gefaßten, und 
von dem Vorſtande der Gemeinde beſtätigten Beſchlüſſe, 
wieder aufzuheben. 

$ 15. 

Nur ihrem eigenen Gewiſſen haben die Repräſentanten 
bei Ausführung des Auftrages Rechenſchaft zu geben, und 
fie find der Gemeinde für den Inhalt ihrer Beſchlüſſe nur 
dann verantwortlich, wenn ſie wider beſſeres Wiſſen, alſo 
in unredlicher Abſicht, verfahren haben. Sie ſind der Ge⸗ 
meinde ferner für den ihr zugefügten Nachtheil verantwort⸗ 
lich, wenn ſie ſich der Abſtimmung entziehen, wenn ſie durch 
Ordnungswidrigkeit die Beſchlußnahme verhindern, oder 
ſich ungebührlicher Weiſe in die Ausführung miſchen. (Ge⸗ 
ſetz vom 23. Juli 1847, § 46.) 

$ 16. 

Die Anzahl der Repräſentanten wird auf Neun ber 

ſtimmt. 


$ 17. 

Dieſelben müſſen unbeſcholten, männlichen Geſchlechts 
fein, ſich jelbftftändig ernähren, mindeſtens dreißig Jahre 
alt, wenigſtens ſeit drei Jahren Mitglieder der Gemeinde, 
und mit ihren Beiträgen in den letzten drei Jahren nicht 
im Rückſtande geblieben fein. Unter den Nepräfentanten 
dürfen ſich nicht Aſcendenten und Descendenten, ſowie auch 
nicht Brüder befinden. 

$ 18. 

Die Repräſentanten werden auf ſechs Jahre gewählt. 
Nach Ablauf der erſten drei Jahre ſcheidet die größere 
Hälfte mit 5 (einſchließlich der inmittelſt durch den Tod 
oder andere Umſtände ausgeſchiedenen) nach dem Looſe, 
demnächſt jedesmal nach drei Jahren die ältere kleinere 
oder größere Hälfte aus. Die Abgehenden und diejenigen, 
welche durch den Tod oder andere Ereigniffe ausgeſchieden 
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find, werden ſodann durch eine neue Wahl erſetzt. Die 
Austretenden können wiederum gewählt werden, ſie ſind 
jedoch nur gehalten, erſt nach Verlauf von ſechs Jahren 
nach ihrem Austreten die auf ſie gefallene Wahl wiederum 
anzunehmen. 
$ 19. 
۹ 0 Die Wahl der Repräſentanten wird durch ſaͤmmtliche 
männliche, volljährige, unbeſcholtene Mitglieder der Ges 
. meinde, welche ſich ſelbſiſtändig ernähren, und mit Entrich⸗ 
k (ад der Abgaben für- die Gemeinde während der letzten 
drei Jahre nicht im Rückſtande geblieben ſind, vollzogen. 
(Geſetz vom 23. Juli 1847, 8 41.) 


$ 20. 
Das Wahlgeſchaft wird durch einen Abgeordneten der 
Regierung geleitet. (Geſetz vom 23. Juli 1847, $ 42.) 


$21. 
апо fertigt bie Liſte der wahlberechtigten 
emeinde an, und zwar in beſonderen Abs 
ſchnitten nach behjenigen verſchiedenen Orten des Syna⸗ 
к gogenbezirks, an welchen ſolche Mitglieder der Gemeinde 
№ wohnen. Bei jedem einzelnen Mitgliede der Gemeinde ift 


Mitglieder der 


zu bemerken, ob es bereits drei Jahre Mitglied der Ges 
meinde ift. ($ 17.) Did jo gefertigte Lifte iſt dem von der 
ае zur Leitung der Wahl Abgeordneten vier Monate 

el Ablauf der Amtszeit de ausſcheidenden Nepräfentanten 
be erſt nach dieſer Zeit als 
können an der zunächſt 


ar 
N, A mitzutheilen. Diejenigen, w' 
Mitglied der Gemeinde eintret 
bevorſtehenden Wahl keinen Theil 


9 22. 


0 


Ды 9 ; \ 


cielle Einladungen ang die einzelnen Mitglieder, oder durch 
Bekanntmachung in den öffentlichen Blättern eingeladen. 

ўї er die bevorſtehende 
in der Synagoge, 
oder auf andere, ihm zweckdienlich erſcheinende Weiſe, zur 
Kenntniß der Gemeinde-Mitglieder bringen will. 


§ 23. 
Die perſönlich anweſenden Wahlberechtigten — Ber 
vollmächtigte find nicht zuläßig — wählen die erkorderliche 
Anzahl Repräſentanten. Diejenigen, welche die meiſten 


Stimmen für ſich haben, ſind zu Repräſentanten gewählt. \ 
Unter denen, welche gleiche Stimmen haben, entſcheidet das 
Loos. Perſonen, welche mit den bereits vorhandenen Re— 
präſentanten, oder mit ſolchen, welche bei der Wahl eine 
größere Anzahl Stimmen erhalten haben, in der $ 17 ans 
gegebenen Weiſe verwandt ſind, können in die Repräſen⸗ 
tanten⸗Verſammlung nicht eintreten, und es find diejenigen 
als gewählt anzuſehen, welche nach denſelben die meiſten 
Stimmen haben. Eine getroffene Wahl iſt auch für alle 
diejenigen Gemeinde-Mitglieder, welche ihre Stimmen nicht 
abgegeben haben, gültig und verbindlich. 
$ 24. 

Die über die Wahl von dem Regierungs-Abgeordneten 
aufgenommenen Verhandlungen werden in beglaubter Form, 
mit Angabe des Reſultats, dem Vorſtande zugefertigt. 

Eine ſolche Ausfertigung dient der Repräſentanten⸗ 
Verſammlung als Legitimation. 


$ 25.) 
Für den Fall des Abganges oder einer wenigſtens vier 
Wochen dauernden Abweſenheit einzelner Repräſentanten, 


damit fie bel der nächſten neuen Repraſentantenwahl zu wirklichen Reprä⸗ 


) Die ſaͤmmllichen Stellverkreter find nur auf Aeli Jahre zu wählen, 
fentanfen рео werben 1 
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werden zugleich in gleicher Weiſe von drei zu drei Jahren, 
drei Stellvertreter nach relativer Stimmenmehrheit gewählt. 
Sämmtliche Stellvertreter müſſen in Graudenz wohnen; 
übrigens aber alle diejenigen Eigenſchaften haben, welche 
in Anſehung der Repräſentanten erforderlich find. Die aus⸗ 
ſcheidenden Stellvertreter ſind wieder wählbar, ſie können 
die, den Repräſentanten im § 18 zugeſtandene ſechsjährige 
Befreiung, aber nur dann verlangen, wenn ſie wirklich ein⸗ 
berufen, und wenigſtens zwei Jahre im Amte geweſen ſind. 
$ 26. 

In Fällen wo es nöthig wird, werden die Stellver⸗ 
treter ganz und gar nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden, 
der Repräſentanten-Verſammlung oder deſſen Stellvertreters 
($ 27) in einer demſelben beliebigen Reihefolge einberufen. 
Der Einberufene tritt wieder aus, wenn die Behinderung 
deſſelben aufhört, deſſen Stelle er vertritt. Iſt der ſo ver⸗ 
tretene Repräſentant ganz ausgeſchieden, jo tritt der eine 
berufene Stellvertreter auf ſo lange in die Zahl der Re⸗ 4 
präſentanten ein, als fein Vorgänger zu derſelben noch ges 
hört haben würde. = 


$ 27. 

Die Nepräfentanten wählen unter ſich nach Stimmen- 
mehrheit alljährlich einen Vorſitzenden und einen Protokoll⸗ 
führer, ſowie für jeden derſelben einen Stellvertreter. Iſt 
auch der Stellvertreter des Vorſitzenden behindert, ſo wird 
der Vorſitz von demjenigen Mitgliede der Repräſentanten⸗ 
Verſammlung übernommen, welches das älteſte an Lebens 
jahren iſt. In dem Falle, daß auch der Stellvertreter des 
Protokollführers behindert iff, wird die Führung des Pro⸗ 
tokolles einem Repräſentanten nach dem Ermeſſen des Bors = 
ſitzenden übertragen. 

$ 28. 

Der Vorſitzende empfängt, erbricht und vertheilt die 

eingehenden Sachen, und er hat darauf zu halten, daß, wo 


F 


Be: 

es erforderlich iſt, die eingegangenen Schriftſtücke zur Be⸗ 
arbeitung abgegeben werden. Kein eingehendes Schriftſtück 
darf er der Verſammlung vorenthalten. Er hat die Ver⸗ 
ſammlung der Repräſentanten einzuberufen. Bei außer⸗ 
ordentlichen Verſammlungen muß im Umlaufe der Gegen⸗ 
ſtand der Berathung angedeutet werden. In den Verſamm⸗ 
lungen führt er den Vorſitz, und er hat auch den Vortrag, 
welchen letzteren er jedoch einem Mitgliede oder mehreren 
Mitgliedern der Verſammlung übertragen kann. Er ber 
ſtimmt erforderlichen Falles die Reihefolge der Sprecher; 
er leitet die ganze Verſammlung und hat darauf zu ſehen, 
daß die Debatten mit Ruhe und Leidenſchaſtsloſigkeit ger 
führt werden. Die Mitglieder der Verſammlung müſſen 
feinen darauf bezüglichen Anordnungen Folge leiſten. Kann 
er durch ſeine Ermahnungen die unterbrochene Ordnung 
nicht herſtellen, fo kann er die Diskuſſion über den vor⸗ 
liegenden Gegenſtand auf einige Zeit ſuspendiren, oder auf 
eine nächſte Sitzung aufheben. Der Vorſitzende ſammelt 
die Stimmen, und ſorgt für die richtige Abfaſſung der Bes 
ſchlüſſe. Die Repräſentanten⸗Verſammlung kann, ohne von 
dem Vorſtande, oder in deſſen Behinderung von dem Stelle 
vertreter deſſelben zuſammen berufen zu ſein, keine außer⸗ 
ordentliche Verſammlung halten. 


8 29. 

Mindeſtens alle Vierteljahr einmal muß eine Ver⸗ 

ſammlung der Repraͤſentanten ſtattfinden. 
30. 

Die Beſchlüſſe der Verſammlung werden nach der ab⸗ 
ſoluten Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet das Votum des Vorfigenden, 
Wenn eine Verſammlung zu beſchließen fähig ſein ſoll, ſo 
müſſen die ſämmtlichen Mitglieder einberufen, und mins 
deſtens zwei Drittel in derſelben anweſend ſein. Berührt 
der Vortrag das Privat⸗Intereſſe eines Mitgliedes, {о muß 
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ſich daſſelbe auf den Ausſpruch des Vorſitzenden aus der 
Verſammlung begeben. Auch der Vorſitzende hat ſich zu 
entfernen, wenn der vorzutragende Gegenſtand ſein eigenes 
Privat⸗Intereſſe mitbetrifft. 

$ 31. 

Alle Verhandlungen der Verſammlungen der Reprä⸗ 
ſentanten werden protokollirt. 

32. 

Ein jedes Mitglied der Verſammlung muß ſich dem 
Beſchluſſe der Stimmenmehrheit unterwerfen. Es iſt ihm 
indeſſen verſtattet, ſeine abweichende Meinung zu Protokoll 
oder in einer beſonderen Schrift, allenfalls mit den vorge⸗ 
brachten Gründen, zu den Aeten zu geben. Von dieſer ab⸗ 
weichenden Meinung darf jedoch nichts in denjenigen Schrif—⸗ 
ten enthalten ſein, welche von der Repräſentanten-Verſamm⸗ 
lung oder in deren Namen ausgehen. Nur bei Mitthei⸗ 
lungen an den Vorſtand der Gemeinde kann die Mino⸗ 
rität, wenn ſie mehr als den vierten Theil der Vertreter 
ausmacht, verlangen, daß ihre abweichende Meinung mit 
den bei der Berathung vorgebrachten Gründen, mitaufge⸗ 
nommen werde; ein von der Minorität aus ihrer Mitte zu 
beſtimmendes Mitglied hat ſodann das Konzept und die 
Reinſchrift mit zu unterzeichnen. Immer aber iſt die Miz 
norität berechtigt, den Mittheilungen an den Vorſtand ihre 
abweichende Meinung in einer beſonderen ſchriftlichen Dare 
ſtellung beizufügen. 

$ 33. 

Die Beſchlüſſe der Repräſentanten-Verſammlung, und 
die Namen der dabei anweſend geweſenen Mitglieder ſind 
in ein beſonderes Buch einzutragen. Sie werden von dem 
Vorſitzenden und wenigſtens drei Mitgliedern unterzeichnet. 
Dem Vorſtande müſſen alle Beſchlüſſe der Repräſentanten, 
auch diejenigen, welche ihm durch das Geſetz zur Ausfüh⸗ 
rung nicht überwieſen ſind, mitgetheilt werden. 


13 


$ 34. 
Bei der Unterſchrift und in dem Siegel der Repräſen⸗ 
tanten⸗Verſammlung wird die Bezeichnung „Repräſentanten 
der Synagogen-Gemeinde zu Graudenz“ gebraucht. 


$ 35. 
Die Funktionen eines Repräſentanten find ſuspendirt: 
1. wenn er unter Kuratel geſtellt wird, 
2. wenn über ſein Vermögen Konkurs eröffnet wird, 
3. wenn er aufhört, ein beitragendes Mitglied zu ſein, 
4. wenn gegen ihn die Anklage wegen eines Verbrechens 
erhoben worden iſt. 


$ 36. 

Wenn ein Mitglied der Nepräfentanten-Berfammlung 
durch eriminal⸗gerichtliches Erkenntniß der Ehrenrechte für 
verluſtig, oder zur Verwaltung aller öffentlichen Aemter, 
oder zur Ableiſtung eines nothwendigen Eides für unfähig 
erklärt iſt, To ſcheidet er aus der Repräſentanten-Verſamm⸗ 
lung aus. 


Abſchnitt IV. 


Von dem Vorſtande der Synagogen= Gemeinde, 


§ 37. 


Der Gemeinde-Vorſtand iſt dasjenige Collegium, welches 
allein das Recht und die Pflicht hat, die Angelegenheiten 
der Synagogen-Gemeinde zu verwalten, die Verhandlungen 
und Beſchlüſſe der Repräſentanten-Verſammlung zu veran⸗ 
laſſen, und diejenigen Beſchlüſſe der Repräſentanten-Ver⸗ 
ſammlung, welche ſeine Beſtätigung reſp. die Genehmigung 
der Regierung erhalten haben, auszuführen. Lediglich der 
Vorſtand hat mit Staats- und Kommunal-Behörden, ſowie 
mit anderen Synagogen-Gemeinden zu verhandeln, und nur 
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durch ihn können Anträge und Beſchwerden der Synagogen⸗ 
Gemeinde an jene Behörde gelangen. (Geſetz vom 23. Juli 
1847, $ 47) 


§ 38, 


Der Gemeinde-Vorſtand beſteht aus drei Mitgliedern, 
welche Vorſteher heißen. Das Amt eines Vorſtehers iſt ein 
unbeſoldetes Ehrenamt, 


§ 39. 

Zu Vorſtehern können nur männliche, beitragende, un⸗ 
beſcholtene Gemeinde-Mitglieder, die ſich ſelbſtſtändig ernäh⸗ 
ren, gewählt werden, welche dispoſitionsfähig, mindeſtens 
dreißig Jahre alt find, wenigſtens ſeit drei Jahren der Gez 
meinde angehören, und ihren Wohnſitz in Graudenz (dem 
Hauptorte des Synagogen-Bezirks) haben, auch in den letzten 
drei Jahren mit den Beiträgen nicht im Rückſtande geblie⸗ 
ben ſind. 


$ 40. 


Die zu erwählenden Vorſteher dürfen mit ſchon vor⸗ 
handenen Vorſtands⸗Mitgliedern in grader Linie gar nicht, 
und in der Seitenlinie nicht bis einſchließlich dem dritten, 
Grade nach der Civilberechnung verwandt ſein. Auch kön⸗ 
nen nicht Stief- oder Schwiegerväter zugleich mit Stief⸗ 
oder Schwiegerſöhnen Mitglieder des Gemeinde-Vorſtandes 
fein, 


§ 41. 


Die Wahl der Mitglieder des Vorſtandes und der 
Stellvertreter derſelben geſchieht von den Repräſentanten in 
einer beſonders dazu, mindeſtens vier Wochen vorher anbe⸗ 
raumten außerordentlichen Verſammlung nach relativer Stim⸗ 
menmehrheit, und zwar auf ſechs hinter einander folgende 
Jahre. 


15 
$ 42, 

Für den Fall des Austrittes oder einer wenigſtens 
drei Wochen dauernden Abweſenheit einzelner Mitglieder 
des Vorſtandes, werden zugleich ebenſo drei Stellvertreter 
aus der Mitte der geſammten Gemeinde auf drei Jahre 
gewählt. Die Stellvertreter müſſen die $. 39. angegebenen 
Eigenſchaften haben. *) 


8 43, 

Die gewöhnlichen Sitzungen des Vorſtandes werden ein 
für allemal durch Beſchluß des Kollegiums auf beftimmte 
Tage und Stunden feſtgeſetzt. Außerordentliche Sitzungen 
werden von dem Vorſitzenden angeordnet, und es müſſen 
die Mitglieder des Vorſtandes gleich bei der Einladung zu 
einer außerordentlichen Sitzung mit dem Gegenſtande der 
Berathung bekannt gemacht werden. 


| § 44. 

F Das Kollegium des Gemeinde-Vorſtandes wählt unter 

| ſich alljährlich nach relativer Stimmenmehrheit einen Bors 
fisenden und einen Stellvertreter deſſelben, 


§ 45. 
| Dem Vorſitzenden des Vorſtandes liegt es ganz beſon⸗ 
ders ob, ſtets fein Augenmerk auf das Allgemeine der ges 
ſammten Verwaltung zu richten. Er hat die Geſchäftslei⸗ 
tung und ſorgt dafür, daß in dem Collegium ſtets eine gute 
Ordnung erhalten wird. Sämmtliche, an den Vorſtand 
oder an die Synagogen-Gemeinde eingehenden Sachen, 
werden zuerſt ihm vorgelegt und er darf kein eingehendes 
Schriftſtück dem Vorſtande vorenthalten. In allen Berz 
У ſammlungen des Vorſtandes führt er den Vorfig, und leitet 


) Die Stellvertreter find alle nur auf drei Jahre zu wählen, damit 
fie bei der nächſten Vorſteherwahl zu wirklichen Mitgliedern des Vorſlaudes 
gewählt werden konnen. 


' 11 


16 


er den Vortrag. Er iſt befugt ſich zu jeder Sitzung einer 
Verwaltungs⸗Kommiſſion einzufinden. Der Vorſtand hat 
darauf zu achten, daß die Geſchäfte in den Seſſionen in 
einer beftimmten Ordnung vorgenommen, und die Vorträge 
deutlich, mit gehöriger Vollſtändigkeit gehalten werden. Die 
übrigen Mitglieder des Vorſtandes müſſen den desfallſigen 
Anordnungen nachkommen, und der Vorſitzende hat das 
Recht, wenn ſeine Ermahnungen nicht hinreichen, um die 
erforderliche Würde und Ordnung zu erhalten, die Dis⸗ 
kuſſion über den vorliegenden Gegenſtand auf einige Zeit 
oder auf die nächſte Sitzung zu ſuspendiren; allenfalls auch 
die Sitzung aufzuheben. Die vorfallenden Geſchäfte und 
Arbeiten vertheilt der Vorſitzende unter die Mitglieder des 
Collegiums, und er hat darauf zu achten, daß die zu bes 
arbeitenden Gegenſtände vollſtändig erörtert werden. 


46. 

Von den zuerſt gewählten drei Vorſtehern ſcheidet nach 
Ablauf der erſten drei Jahre die größere Hälfte mit 2 (eins 
ſchließlich der inmittelſt durch den eingetretenen Tod oder 
durch andere Eveigniffe ausgeſchledenen) nach dem Looſe, 
demnächſt jedesmal nach drei Jahren die ältere kleinere oder 
größere Hälfte aus. Die Abgehenden und diejenigen, welche 
durch erfolgten Tod oder andere Ereigniffe ausgeſchieden 
find, werden ſodann durch eine neue Wahl erſetzt. Die 
Austretenden find wieder wählbar; fie find jedoch nur ges 
halten, eine neue, auf ſie gefallene, Wahl erſt nach ſechs 
Jahren nach ihrem Ausſcheiden anzunehmen. Die wieder 
gewählten Stellvertreter können aber die ſechsjährige Ber 
freiung nur dann verlangen, wenn ſie wirklich einberufen 
und mindeſtens zwei Jahre ununterbrochen im Amte ges 
weſen ſind. 

47. 

In der Regel darf nicht früher als ſechs Monate, und 
піў: ыш als drei Monate vor dem Ablauf der Dienſt⸗ 

A 


199 
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zeit die Wahl vorgenommen werden. Tritt indeſſen der 
Fall ein, daß ſo viele Vorſtandsmitglieder während ihrer 
Amtszeit ausgeſchieden ſind, daß durch die Einberufung der 
noch vorhandenen Stellvertreter, der Vorſtand nicht aus drei 
Mitgliedern beſtehen kann, jo iſt ſolches der Regierung апе 
zuzeigen, welche ſodann für einen ſolchen Erledigungsfall 
eine außerordentliche Wahl veranlaſſen wird. 


2 $ 48. 
Das Wahlgeſchaͤft wird durch einen Abgeordneten der 
Regierung geleitet; (Geſetz vom 23. Juli 1817, $ 42) die 
jo geſchehene Wahl der Mitglieder des Vorſtandes unters 


liegt der Genehmigung der Regierung. Dieſelbe wird im. 


Falle der Genehmigung durch ein darüber zu ertheilendes 
Alteſt die Beſtätigung ertheilen. Wird die Wahl verworfen, 
ſo muß eine neue veranlaßt werden. So lange, als die 
Wahl des Gemeinde-Vorſtandes von der Regierung nicht 
genehmigt ій, muß der fungirende Vorſtand im Amte vere 
bleiben. 


$ 49. 


Die Einführung der neu gewählten Mitglieder des 
Vorſtandes geſchieht durch eine aus drei Mitgliedern bes 
ſtehende Deputation der Repräſentanten-Verſammlung, welche 
der Vorſitzende derſelben zu ernennen bat. 


$ 50. 

Der $ 49. gedachten Deputation geloben die neu eins 
tretenden Vorſteher durch Handſchlag, alle ihnen in ihrer 
Eigenſchaft als Mitglieder des Vorſtandes der Synagogen⸗ 
6] 117 sermöge allgemeiner Geſetze und beſonderer Bes 

П obliegenden Pflichten nach beſtem Gewiſſen ge⸗ 
ſſenhaſt und tren zu erfüllen, ſich davon durch nichts ab⸗ 
ballen zu laſſen, auch nach Kräften das Wohl des Staats 
nr eue gen-Gemeinde zu fördern zu ſuchen. 

2 


> a 


18 


§ 51. 
Die Beſchlüſſe des Vorſtandes werden nach Stimmen 
mehrheit gefaßt. 


$ 52. 

Jedes Mitglied des Vorſtandes, auch der Vorſitzende, 
muß ſich ſeines Stimmrechts in denjenigen Fällen enthalten, 
welche ſein Privat⸗Intereſſe, oder das ſolcher Perſonen ber 
trifft, mit welchen er in gerader Linie, oder bis zum dritten 
Grade der Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſt. Auf 
den Ausſpruch des Vorſitzenden muß ſich ein ſolches Mit⸗ 
glied auch während der Berathung über den beftimmten 
Gegenſtand aus der Sitzung entfernen. 


nn 


$ 53. 

In der Sitzung des Vorſtandes kann nur ein Be⸗ 
ſchluß gefaßt werden, wenn ſammtliche drei Mitglieder oder 
in deren Verhinderung die zur Ergänzung erforderlichen 
Stellvertreter anweſend ſind; dieſer Beſchluß muß von dem ы 
Vorſitzenden unterſchrieben werden. Die Ausfertigung ver 
Urkunden Namens der Synagogen-Gemeinde werden vom 
Vorſitzenden des Vorſtandes, oder deſſen Stellvertreter, und 
falls in denſelben Verpflichtungen übernommen werden, 
außerdem noch von einem Mitgliede vollzogen. Bei der 
Unterſchrift und in dem Siegel führt der Vorſtand die Be⸗ 
zeichnung: „Vorſtand der Synagogen-Gemeinde zu Grau- 
denz.“ 


s 54. 


Die Regierung hat die ganze Wirkſamkeit des Vor⸗ 
ſtandes zu beaufſichtigen, und fie ift befugt, einzelne Mite > 
glieder wegen vorſätzlicher Pflichtwidrigkeit, oder wieder > 
holter Dienſtvernachläſſigungen, nach vorangegangener ad⸗ 
miniſtrativer Unterſuchung durch Beſchluß zu entlaſſen. 
(Geſetz vom 23. Juli 1847, $ 49.) 
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Abſchnitt V. 
Von den Vorſtands⸗Kommiſſionen. 


55. 
фо; оттоп 
ür die Klaſſſfteirung und Feſtſetzungſ der Gemelnde⸗ 
eiträge ſoll aus fünf Mitgliedern, 

und bie, 

b. für das Synagogen⸗ 

с. für das Beerdigungs⸗ 

4. für die Beaufſichtigun, 
ſtücke, \ 

е. für die Armen- und Krankenpflege aus drei Mitglie⸗ 
dern beſtehen, und nach Bedürfniß von den Reprä⸗ 
ſentanten und den Vorſtehern auf drei Jahre gewählt 

werden. Von dem übereinſtimmenden Beſchluſſe des 

Vorſtandes und der Repräſentanzen⸗Verſammlung hängt 

es ab, ob mehrere bleibende mmiſſionen eintreten 

ſollen, ob die eine oder die andere der vorgedachten 

Kommiſſionen etwa wegfallen ſoll. 


eſen, 
und Verwaltung der Grund⸗ 


Abſchnitt VI. 


Von dem Geſchäf sverhältuiſſe des Vorſtandes und der 
Repräſentauten⸗Verſammlung. 
$ 56. 

Der Vorſtand ſowohl als die Repräſentanten-Verſamm⸗ 
lung kann auf Einführung neuer und Aufhebung oder Um⸗ 
änderung beſtehender Einrichtungen im Gemeindeweſen an⸗ 
tragen. 


ا 


§ 57. 
Der Beſchluß der Repräſentanten-Verſammlung ift durch 
den Gemeinde-Vorſtand zu veranlaſſen: 
2˙ 


6 

6) 

„hl 
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a. in allen lediglich den inneren Haushalt der Syna⸗ 
gogen-⸗Gemeinde betreffenden Angelegenheiten; 
b. in den den Cultus betreffenden inneren Einrichtungen. 


$ 58. 

Zu den lediglich den inneren Haushalt betreffenden 
Einrichtungen gehören: 

1. Feſtſetzung des Etats, 

2. Verpachtung, Vermiethung, Verwaltung und Verpfän⸗ 
dung von Grundſtücken, 

З. Anſtellung von Prozeſſen und Abſchließung von Berz 
gleichen über Gerechtſame der Synagogen-Gemeinde, 
oder über die Subſtanz des Vermögens derſelben; 

4. Verträge, welche außer den Grenzen des Etats liegen, 
und außerordentliche, den Etat überſteigende Geldbe— 
willigungen. 

Die Beſchlußnahme der Repräſentanten, wenn ſie den 
beſtehenden Geſetzen nicht widerſpricht, iſt in der Regel bin— 
dend für den Vorſtand. Hat derſelbe jedoch die Ueberzeu⸗ 
gung, daß der Beſchluß der Gemeinde nachtheilig fein werde, 
jo hat er die Beſtätigung zu verſagen, und wenn der ans 
zuſtellende Verſuch einer Vereinigung erfolglos iſt, die Ent 
ſcheidung der Regierung einzuholen. (Geſetz vom 23. Juli 
1847, 8 47) 

$ 59. ГА 


Beſchlüſſe in Anſehung der den Cultus betreffenden 
inneren Einrichtungen, können nur zur Ausführung gebracht 
werden, wenn eine Einſtimmung des Vorſtandes und ver 
Repräſentanten⸗Verſammlung vorhanden iſt. 

Die Entſcheidung der Regierung iſt dabei nicht einzu⸗ 
holen, indem dieſelbe von dieſen Einrichtungen nur inſoweit 
Kenntniß zu nehmen und Entſcheidung zu treffen hat, als 
die öffentliche Ordnung ihr Einſchreiten erfordert. (Geſetz 
vom 23. Juli 1847, § 51.) 
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$ 60, 

Außer dem Einverſtändniſſe des Vorſtandes und der 
Repräſentanten-Verſammlung iſt auch noch die Genehmi⸗ 
gung der Regierung erforderlich: 

1. zur Einführung neuer Auflagen; 

2. zur Aufnahme von Anleihen und zum Ankauf von 
Grundſtücken; 

3, zur freiwilligen Veräußerung von Grundſtücken und 
Realberechtigungen der Synagogen-Gemeinde, welche 
überhaupt ſtets nur nach vorgängiger Tare im Wege 
öffentlicher Lizitation erfolgen darf. (Geſetz vom 
23. Juli 1847, $ 48.) 

Auch Prolongationen rechtsgültig gemachter Anleihen 
ſind an die Genehmigung der Regierung gebunden. 


s 61. 

Die Repräſentanten-Verſammlung kontrollirt überhaupt 
die Verwaltung des Vorſtandes. Sie iſt daher berechtigt 
und verpflichtet, ſich von der Ausführung der rechtsgültig 
gefaßten Beſchlüſſe und der Verwaltung der Gemeinde 
Einnahmen Ueberzeugung zu verſchaffen. Der Vorſtand iſt 
demnach auch verbunden, den Repräſentanten auf von ihnen 
gemachten Antrag die Aeten zur Einſicht vorzulegen. (Ges 
ſetz vom 23. Juli 1847, $ 46. 


8 62. 

Alljährlich kurze Zeit nach dem Jahresſchluſſe, ſpä⸗ 
teſtens im Monat März, ſchließt der Rendant der Gemeinde 
($ 84) ſein Kaſſenbuch und der Buchhalter der Gemeinde 
alle übrigen Bücher ab, welche ſodann von dem Vorſtande 
mit den dazu gehörigen Belägen und Rechnungen der Rez 
präſentanten-Verſammlung mitzutheilen find, 

8 63. 

Die Repräſentanten⸗Verſammlung hat alljährlich aus 

ihrer Mitte nach Stimmenmehrheit 3 Reviſoren zu wählen. 
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Dieſe haben die Rechnungen und Bücher der Verwaltung 

zu revidiren, auch der Nepräjentanten-Berfammlung darüber 

ſchriftlichen Bericht abzuftatten und mündlichen Vortrag zu 

halten. Werden gegen die Rechnungslegung keine Einwen⸗ ‚4 
dungen gemacht, oder werden die gemachten Monita erle⸗ 

digt, fo iſt dem Vorſtande von der Repräſentanten-Ver⸗ 

ſammlung Decharge zu ertheilen; der Vorſtand hat ſodann 

wieder den Rendanten, wenn gegen deſſen Kaſſenführung 

nichts zu erinnern, iſt, zu dechargiren, 

8 64. 

Werden aber die gegen den Vorſtand, oder gegen den 
Rendanten, oder gegen beide gemachten Erinnerungen nicht 
für erledigt erklärt, ſo hat die Repräſentanten⸗Verſammlung 
zu beſchließen, ob dennoch die Decharge ertheilt, oder ob 
deshalb der Regierung Anzeige gemacht werden ſoll. 


Abſchnitt VII. 


Von dem Unterrichts⸗Weſen. 


$ 65. 
Die Synagogen⸗Gemeinde zu Graudenz unterhält einen 
Cantor, der zugleich den Religions-⸗Unterricht ertheilt. 


$ 66. 
Dieſelbe iſt auch verbunden, ſolche Einrichtungen zu 
treffen, daß jedem der Synagogen + Gemeinde gehörigen 
Kinde während des ſchulpflichtigen Alters Gelegenheit ges 
geben iſt, den Unterricht in der jüdiſchen Religion erhalten 
zu können. (Geſetz vom 23. Juli 1847, $ 62) 


$ 67. ы 

Es iſt beſonders darauf zu fehen, daß der anzuordnende 7 
Religionsunterricht von den bei der Gemeinde angeſtellten 
Cultusbeamten Jertheilt werde. Uebrigens bleibt den Dez 
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ſchlüſſen vorbehalten, noch einen oder mehrere Religions- 
lehrer anzuſtellen. Hierzu können nur ſolche Perſonen zu⸗ 
gelaſſen werden, welche zur Ausübung eines Elementar⸗ 
Schulamtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben. 
(Geſetz vom 23. Juli 1847, 8 62.) 


Abſchnitt VIII. 
Von dem Begräbnißplatze der Gemeinde. 
$ 68. 

Die Einrichtung und Unterhaltung der Begräbnißplätze 
iſt eine Laſt der Gemeinde. (Geſetz vom 23. Juli 1847, 
$ 58.) 

Gegenwärtig befindet fich ſowohl bei der Stadt Grau⸗ 
denz, als auch in Klein Tarpen ein Begräbnißplatz. Auf 
dem Begräbnißplatze zu Klein Tarpen werden alle dieje⸗ 
nigen Juden, welche in den nördlich von der Stadt Grau⸗ 
denz belegenen Ortſchaften, und zwar: 

Feſtung Graudenz, Neudorf, Buden Neudorf, Kl. Tarpen, 
Gr. Tarpen, Colonie und Vorwerk Fiewo, Gr. und Kl. 
Kunterſtein, Gr. und Kl. Ellernitz, Adelig Klodtken und 
Klodtker Mühle, Linarczeck, Liſſakowo, Parsken und Pars⸗ 
ker Anbau, Nitzwalde, Sapot, Sarosle, Stanislawo, Sar⸗ 
nowken, Voßwinkel, Woßarken, Schwirkoezyn, Sackrau, 
Mockrau, Oſſakrug, Gr. und Kl. Biallochowo, Skurjew, 
Doſſoczyn, Gr. und Kl. Wolz, Walddorf, Wygodda, 
Schadau und Czemniack, Sallno 
wohnen, oder daſelbſt verſtorben, beerdigt. 


$ 69. 

Der bei der Stadt Graudenz befindliche Begräbnißplatz 
iſt Eigenthum der Todtenzunft. Die Synagogen-Gemeinde 
wird mit der Todtenzunft ein Abkommen dahin treffen, daß 
ihr ein Theil dieſes Begräbnißplatzes zur Beerdigung aller 
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innerhalb der Stadt und der ſüdlich von der Stadt beles 
genen Ortſchaften: 
Borowo, Grünfelde, Hannowo, Gr. Kabelunken, Nonnen 
Kabelunken, Gatſch, Polniſch Gehlbude, Malinkowo, 
Marezinkowo, Maruſch, Neumühl, Pientken und Pientken⸗ 
krug, Prenzawa, Rondſen und Miſchkekrug, ліф, 
Paſtwisko, Altheide, Turznitz, Brzeezin, Ruda, Tuſch, 
Dt. Wangerau, Poln. Wangerau, Weißheide, Weißhoff 
und den Graudenzer Territorlal-Ortſchaften Grünelinde, 
Kallinken, Vorwerk Stremoczyn, Stremoczyner Anbau, 
Rothhoff und Neuhoff, Liebenwalde und Gehlbude, Reh⸗ 
dorf, Sandhoff und Tuſcherdamm 
wohnenden reſp. verſterbenden Juden abgetreten, oder ges 
ſtattet werde, dieſelben in Gemeinſchaft mit den verſtorbenen 
Mitgliedern der Todtenzunft zu beerdigen Gegenwärtig 
wohnen in den eben erwähnten Ortſchaften ſehr wenige 
Juden; оеп ſich in denſelben mit der Zeit mehr Juden 
als bisher niederlaſſen und in Folge deſſen es wünſchens⸗ 
werth erſcheinen, für alle dieſe Ortſchaften, oder einen Theil 
derſelben, einen beſonderen Begräbnißplatz anzulegen, jo 
hat die Synagogen⸗Gemeinde hierfür zu ſorgen. 


$ 70: 

Die zur Unterhaltung der der, Synagogen г Gemeinde 
gehörigen Begräbnißpläge erforderlichen Koſten, müſſen zus 
nächſt aus den Einkünften von denſelben, demnächſt aus 
den Revenüen der bei der Gemeinde zu dieſem Zwecke vor⸗ 
handenen Vermögens-Objecte, und ſoweit dieſe Einnahmen 
nicht zureichen, aus der Gemeinde-Kaſſe beſtritten werden. 
Reichen die obengedachten Einkünfte und Revenüen nicht 
nur aus, ſondern liefern fie ſogar einen Mehrbetrag, jo 
fällt dieſer der Gemeindekaſſe anheim. 


§ 71. 
Einem jeden Mitgliede der Gemeinde, und einem jeden 
innerhalb des Synagogenbezirkes verſterbenden Juden muß 


м. 
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eine Grabſtätte eingeräumt werden und zwar gegen ein, 
zur Gemeindekaſſe zu erlegendes Entgeld, welches 
A. in Bezug auf den Begräbnißplatz in Klein Tarpen: 

für einen Erwachſenen auf . . E К 

für ein Kind bis fünfzehn Jahre auf 1 Thlr. 

B. in Bezug auf den Begräbnißplatz bei der шы Öranbeng: 

1. für einen Erwachſenen, wenn der Verſtorbene reſp. der 

Familienvater des Verſtorbenen: 

„ein jährliches Einkommen von 1000 Thlr. und mehr 
hat, auf „5 Thlr. 

ein jährliches Eintommen unter 1000 

Thlr, aber 500 Thlr. und mehr als 

500 Thlr. hat, auf . Thlr. 

„ein jährliches Einkommen unter 500 

Thlr., aber mehr als 200 = bat, 
auf 
ein jährliches Einkommen von 200 
Thlr. und weniger hat, auf. .. 1 Thlr. 15 Sgr. 
für Kinder bis zum fünfzehnten Lebensjahre, nach 
Verſchiedenheit der vorſtehenden Klaſſen der Eltern 
3 Thlr., 2 Thlr., 1 Thlr. und reſp. 15 Sgr. feſtge⸗ 
ſetzt wird. Armuthshalber kann dieſes Entgeld von 
dem Vorſtande erlaſſen werden 

$ 72. 

Durch einen Beſchluß der Gemeinde iſt von dem Vor⸗ 
ſtande und den Repräſentanten für eine angemeſſene Art 
des Leichenbegängniſſes, den Transport der Leichen nach 
den Begräbnißplägen und für eine anſtändige Weiſe der 
Beerdigung zu ſorgen. 


8 


= 


2 


2 Thlr. 


8 73. 

Sämmtliche, auf dem bei der Stadt Graudenz beſind⸗ 
lichen Begräbnißplatze zu beerdigenden Leichen, werden ohne 
Ausnahme von der Stadt aus, mit einem und demſelben 
dazu eingerichteten Leichenwagen (mittelſt derſelben Todten⸗ 
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bahren) nach dem qu. Begräbnißplatze gebracht; wogegen 
es Sache der Leidtragenden iſt, für den Transport der AUS 
wärts verſtorbenen Juden bis zu den Begräbnißplätzen zu 
ſorgen. 

574. 

Die Koften der Beerdigung, und zwar ſowohl derjenige 
Betrag, welcher für die Grabſtätte zu berichtigen iſt, als die 
ſonſtigen Gebühren, find durch einen Gemeindebeſchluß feite 
zuſtellen. Hierbei find der Kaufpreis für den Begraͤbniß⸗ 
platz, die Zinſen deſſelben, die Unterhaltungskoſten, und die 
den Armen unentgeltlich zu gewährenden Grabſtätten, in 
Anſchlag zu bringen. Die Beſtimmungen in Betreff des 
Transports der Leichen nach dem Begräbnißplatze und der 
dadurch entſtehenden Koſten, find gleichfalls durch Gemeinde- 
beſchluß in Uebereinſtimmung mit den allgemeinen geſetz—⸗ 
lichen Vorſchriften, und inſonderheit mit Beachtung der im 
$ 52 und 93 der Allgemeinen Gewerbe-Ordunng vom 
17. Januar 1845 zu treffen. 

§ 75. я 

Sämmtliche in Bezug auf die Kirchhöfe und die Ber 
erdigung vorhandenen allgemeinen Geſetze und polizeilichen 
Verordnungen finden auch in Bezug auf die Begräbniß⸗ 
plätze der Synagogen-Gemeinde und das Beerdigen jüdiſcher 
Leichen ſtatt. 

8 76. 

Nach den Beſtimmungen im $ 55 iſt eine Kommiſſion 
für das Beerdigungsweſen der Gemeinde zu bilden, und 
für dieſelbe ein Reglement feſtzuſtellen. 


Abfehnitt X. 
Von den Synagogen- Ständen oder Stellen. 
$ 77. 
Diejenigen Privatrechte, welche Gemeinde-Mitgliedern 
an einzelnen Privatſtänden (Sitzen, Stellen, Stühlen) in 


een 
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der, der Gemeinde gehörenden, in der Grabenſtraße Nro. 
222 gelegenen Synagoge zuſtehen, verbleiben denſelben. 
Dieſe Gerechtſame können durch Verfügungen unter Leben⸗ 
digen, wie von Todeswegen auf Andere übertragen und 
vererbt werden. Geht ein Synagogenſtand in das Eigens 
thum eines ſolchen über, der nicht Mitglied der Gemeinde 
iſt, ſo iſt derſelbe verpflichtet, dieſen Stand bei Verluſt ſeines 
Eigenthumsrechtes innerhalb zehn Jahren an ein Mitglied 
der Gemeinde abzutreten, und bis dahin einen jährlichen 
Beitrag von 1 Thlr. (Einem Thaler) zur Unterhaltung der 
Synagoge zu entrichten. 


$ 78. 


Wenn ein, zu einem Privatſiande Berechtigter, aus 
der Gemeinde ausſcheidet, und nicht binnen zehn Jahren, 
vom Tage des Ausſcheidens, feinen Sitz an ein verbleis 
bendes Mitglied abgetreten hat, jo füllt der Stand der Ges 
meinde anheim. So lange das ausſcheidende Mitglied ſein 
Eigenthumsrecht an feinem Stand behält, hat daſſelbe jähr⸗ 
lich einen Thaler zur baulichen Unterhaltung der Synagoge 
beizutragen. 

$ 79. 

Während dieſer zehn Jahre hat der Eigenthümer das 
Recht, ſeine Sitze an ein Mitglied der Gemeinde zu ver⸗ 
pachten, welches jedoch bis zum erſten September jeden 
Jahres dem Vorſtande angezeigt fein muß. Erfolgt dieſe 
Anzeige nicht, ſo ſoll der Vorſtand berechtigt ſein, die be⸗ 
treffenden Sitze zu jedem Preiſe zu verpachten, und ſich aus 
der Pacht den Beitrag für das laufende Jahr bezahlt zu 
machen. Ein etwaiger Ueberſchuß bleibt als Pränumerando⸗ 
Zahlung des im $ 78 erwähnten 1 Thlr. in der Gemeinde⸗ 
kaſſe ſo lange deponirt, bis der zehnjährige Beitrag mit 
zehn Thalern gedeckt iſt; alsdann hat der Eigenthümer das 
Recht, den Ueberreſt des Beitrages zu fordern. 


— 
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§ 80. 

Der zu einem Synagogenftande Berechtigte kann dieſen 
Stand nur während des Gottesdienſtes in der Art benutzen, 
daß er ſich auf demſelben befindet und die für die Syna⸗ 
goge eingeführte Ordnung genau beobachtet. Er iſt auch 
befugt, dieſe Benutzung einem Anderen zu geſtatten. An 
der baulichen Einrichtung des Standes darf er nichts aͤn⸗ 
dern, ohne Zuſtimmung des Gemeinde⸗Vorſtandes. 


§ 81. 

Der Vorſtand hat ein genaues Negifter über die ein 
zelnen Synagogenſtände zu führen, und bei jedem einzelnen 
Stande, an welchem einem Mitgliede eine Berechtigung 
zuſteht, den Namen des Berechtigten zu vermerken, auch 
die darauf bezüglichen Veränderungen, wenn ſie ihm gehörig 
nachgewieſen ſein werden, durch nachträgliche Vermerke ein⸗ 
zutragen. Die Gemeinde erkennt nur diejenigen Mitglie⸗ 
der als zu einem Synagogenſtande Berechtigte an, welche 
in dem Regiſter verzeichnet ſind. 


$ 82. 

Die Benutzung der, der Gemeinde gehörenden Syna⸗ 
gogenſtände bleibt der Dispofition des Vorſtandes überlaſſen. 
Bei der Vermiethung ſolcher Staͤnde kann jedoch der Mieths⸗ 
zins nur mit Zuſtimmung der Repräſentanten beſtimmt 
werden. 


Abſchnitt X. 
Von dem Schuldeuweſen der Gemeinde. 


$ 83. 

Da die über die bisherigen Schuldenverhäͤltniſſe der 
Synagogen-⸗Gemeinde zu Graudenz erlaſſenen Vorſchriften 
bis zur Tilgung derſelben geſetzlich in Kraft verbleiben 
(Geſetz vom 23. Juli 1847, $ 23), {о werden auch die in 
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Betreff der Tilgung derſelben getroffenen Anordnungen bei⸗ 
behalten: und es iſt ſtreng darauf zu ſehen, daß der feſt— 
geſtellte Amortiſations-Plan pünktlich zur Ausführung ges 
bracht werde. Abweichungen von dem genehmigten Tilgungs⸗ 
plane ſind an die Einwilligung der Regierung gebunden. 


Abſchnitt XI. 
Von der Kaſſen⸗Verwaltung der Gemeinde. 
§ 84. 

Zur Verwaltung der Gemeinde-Kaſſe ift von dem Vor— 
ande ein Rendant zu beſtellen, über deſſen V 
jedoch erſt die Repräſentanten gehört werden müſſen. 

$ 85. 

Dem Vorſtande bleibt es überlaſſen, bei Berathungen 
den Rendanten zuzuziehen, und dieſer muß dieſer Auffor⸗ 
derung Folge leiſten. 


$ 86. 
Der Rendant darf nichts zur Kaſſe einnehmen und 
nichts aus derſelben zahlen, wenn er dazu nicht eine ſchrift⸗ 


liche Anweiſung des Vorſtandes erhalten hat. 


§ 87. 

Es iſt nicht Sache des Rendanten, zu prüfen, ob der 
Vorſtand befugt iſt, die zur Einnahme angewieſenen Sum⸗ 
men in Empfang zu nehmen, oder die angewieſene Aus⸗ 
gabe zu machen. 

§ 88. 

Einer einzelnen Verwaltungs-Kommiſſion kann in Be⸗ 
treff auf ihre Geſchäftsverwaltung die Führung einer Срег 
zial⸗Kaſſe übertragen werden. In den für ſolche Kom— 
miſſionen anzufertigenden Reglements und Inſtructionen 
ifl deshalb das Nähere und inſonderheit das Verhäaͤllniß 
zur Gemeinde-Haupt⸗Kaſſe zu beſtimmen. 


— 


Abfhnitt XII. | 
Von dem Gemeindebedarf und dem Abgaben» Wefei, | 


н] Kommiſſion feſtſetzt, zu 
„Etwaige Reklamationen wi 
nd ein Vorſtandsmitglied, 

\ erwählt find, unter Zuziehung zweier Vertrauensmänner, die 

der Reklamant vorſchlägt, durch Stimmenmehrheit entſchleden. 


$ 00. 


Der von dem Vorſtande entworfene und von den Nes 
präſentanten genehmigte Etat, iſt ſodann mit den als feſt⸗ 
geſtellt angenommenen Heberollen bei der Regierung zur 
Beſtätigung einzureichen. Durch die Genehmigung der Nez 


gierung werden die Heberollen für vollſtreckbar erklärt. л 
991. { 1 

Rückſichtlich derjenigen, welche im Laufe der Steuers = 
Periode als Mitglieder der Gemeinde eintreten, werden die . 
Abgabenſätze nachträglich, mit Bezug auf § 4, jedoch nur 7 
bis zum Ablaufe der Steuer-Perlode regulirt. Die Kome 4 
miſſion hat am erſten December jeden Jahres die Abgangs⸗ Е 4 


64 und Zugangs-Liften anzufertigen. 


$ 92. 
үү Die einzelnen Beiträge werden 


af 


nach Anordnung des 
Vorſtandes für beflimmte Zeitabjchnittex etwa vierteljährlich, 


pfäͤnumerando eingezogen. 
8s 93. 


Nücftändige Beiträge können nur von der zur Raffi С 
ſieirung und Feſtſetzung der Beiträge angeordneten Kom⸗ 


| 
| 
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miſſion, mit Zuſtimmung des Vorſtandes geſtundet oder 
niedergeſchlagen werden. 
§ 94. 
Nichtgeſtundete oder niedergeſchlagene Rückſtände werden 
nach Anzeige des Vorſtandes im Verwaltungswege einger 
zogen. (Geſetz vom 23. Juli 1847, $ 58.) 


Abſchnitt XIII. 
Von den Beamten der Synagogen⸗Gemeinde. 
$ 95. 

Von dem gemeinſchaftlichen Beſchluſſe des Vorſtandes 
und der Repräſentanten⸗Verſammlung hängt es ab, ob und 
welche Kultus-Beamte angenommen werden ſollen. 

$ 96. 

Die Wahl der Cultus-Beamten erfolgt von der Mez 
präſentanten⸗Verſammlung; fie iſt jedoch erſt alsdann als 
vollgültig vollzogen anzuſehen, wenn ſie die Zuſtimmung 
des Vorſtandes erhalten hat. 

$ 97. 

Die gewählten Kultus-Beamten dürfen in ihr Amt 
nicht eher eingewieſen werden, bis die Regierung erklärt 
hat, daß gegen ihre Annahme nichts zu erinnern iſt. (Ges 
ſetz vom 23. Juli 1847, $ 52) 


Abſchnitt XIV. 
Von der Auſſicht über die Gemeinde-Verwaltung. 
§ 98. 

Etwaige Beſchwerden über die Verletzung der ihnen. 
als Mitgliedern der Gemeinde zuſtehenden Rechte ſind bei 
der Regierung zur Unterſuchung und Entſcheidung anzu— 
bringen. In allen Angelegenheiten der Synagogen-Ge⸗ 
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meinde geht überhaupt der Recurs an die Regierung und 
gegen deren Entſcheidung an den Ober-Präſidenten. Der 
Rechtsweg iſt gegen die Entſcheidung der Regierung nur 
dann zuläſſig, wenn die Klage auf einen ſpeciellen privat 
rechtlichen Titel gegründet iſt. (Geſetz vom 23. Juli 1847, 
$ 49.) 


Abſehnitt XV. 
Aenderung des Statutes. 


$ 99. 

Eine jede mit dem Geſetze übereinſtimmende Abändes 
rung dieſes Statuts, ſei es durch Aufhebung einer beſte— 
henden oder durch Zuſetzung einer neuen Beſtimmung, im⸗ 
gleichen eine gänzliche Umänderung dieſes Statuts, kann 
nur durch einen rechtsgültigen Beſchluß der Repräſentanten⸗ 
Verſamm ung erfolgen. Derſelbe bedarf der Beſtätigung 
des Vorſtandes, muß ſodann aber auch dem Ober-Präſi⸗ 
dium zur Prüfung und Genehmigung eingereicht werden, 
bevor er in Gültigkeit treten kann. Wohlerworbene Rechte 
Dritter können durch ſolche Aenderung nie verletzt werden. 

Graudenz, den 9. Februar 1859. 


Die Vorſteher. 
Moritz M. Henoch. Moritz Lindenhein. 


Die Uepräſentanten der Jynagogen-Gemeinde. 


M. Hirschberg. W. Lewinsohn. 
Meyer Kadisch. Moritz Lachmann. Adolph Friedländer. 
8. J. Michalsohn. 8. Meyersohn. 
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Das vorſtehende Statut für die Synagogen-Gemeinde 
zu Graudenz vom 9. Februar d. J. wird auf Grund des 
$ 50 des Geſetzes über die Verhaltniſſe der Juden vom 
23. Juli 1847, unter Vorbehalt der Rechte dritter Perſonen 
mit der Maßgabe beſtätigt, daß in die Stelle der beiden 
erſten Sätze des § 74 folgende Beſtimmung tritt: 

„Die Koſten der Beerdigung mit Ausnahme des nach 
§ 71 für die Grabſtätte zu erlegenden Entgelts werden 
durch einen von der Königlichen Regierung zu бейе 
genden Gemeindebeſchluß feſtgeſtellt.“ 

Königsberg, den 25. Auguſt 1859. 

(1. 8) \ 
| Der Ober-Präſtdent der Provinz Preußen. 


| In Vertretung, 
у. Коше. 


O 


Nachträgliche Berichtigung. 
За 87 ſoll es heißen: „Mitglieder der Gemeinde, welche außerhalb 
der Stadt Graudenz und der zu derſelben gehörenden Vorflädte wohnen, 
find gleichfalls nicht verpflichtet, ein Gemeindeamt zu übernehmen.“ 


Nachtrag 


zu dem vom Königlichen Ober-Präſidio der Provinz 

Preußen am 25. Auguſt 1859 beſtätigten Statute 

der Synagogen-Gemeinde zu Graudenz vom 9. 
Februar 1859. 


— 02 — 


Zuſatz zu § 19. 

Selbſtverſtändlich wird denjenigen Mitgliedern, welchen 
durch Beſchluß des Vorſtandes und des Repräſentanten⸗ 
Kollegiums wegen der von ihnen der Gemeinde geleiſteten 
oder zu leiſtenden Dienſte die Beiträge für eine beſtimmte Zeit 
oder für immer erlaſſen werden, hierdurch ihr Wahlrecht! 
nicht verkümmert. 

$ 21. erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſtand fertigt die Liſte der wahlberechtigten Mit⸗ 
glieder der Gemeinde an, und zwar in beſonderen Abs 
ſchnitten nach denjenigen verſchiedenen Orten des Synagogen⸗ 
bezirks, an welchen ſolche Mitglieder der Gemeinde wohnen. 
Bei jedem einzelnen Mitgliede der Gemeinde iſt zu bemer⸗ 
ken, ob es bereits 3 Jahre Mitglied der Gemeinde iſt. (§ 17.) 
Die ſo gefertigte Liſte iſt dem von der Regierung zur Lei⸗ 


tung der Wahl Abgeordneten ſpäteſtens am 1. September. 


desjenigen Jahres, in welchem eine Wahl vorzunehmen iſt, 
einzureichen. Diejenigen, welche erſt nach dieſer Zeit als 
Mitglied der Gemeinde eintreten, können an der zunächſt 
bevorſtehenden Wahl keinen Antheil nehmen. 
Dieſe Liſte wird 14 Tage hindurch im Magiſtrats⸗ 
bureau und in der Synagoge zu Jedermanns Einſicht aus⸗ 
1 Mitgliedern der Gemeinde durch eine vom 


ſarius zu erlaſſende, einmal in das für öf⸗ 
Aulliche. Anzeigen beſtimmte Stadtblatt (zur Zeit der „Grau— 


5 


Verhältniß ihrer zu entrichte 


ii 
denzer Geſellige!) aufzunehmende und einmal in der Synagoge 
zu verleſende Bekanntmachung mitgetheilt wird. Einwen⸗ 
dungen gegen die Liſte können binnen 11 Tagen nach be⸗ 
endeter Auslegung bei dem Wahlkommiſſarius ſchriftlich art 
gebracht werden; ſpäter angebrachte werden nicht berückſich⸗ 
tigt. Ueber rechtzeitig angebrachte Einwendungen iſt vom 
Vorſtande binnen 14 Tagen Entſcheidung zu treffen, gegen 
welche мешн, welche Einwendungen erhoben haben, i 
nerhalb 8 еп den Recurs durch den Wahlkommiſſarius 
bei der Königl. Regierung erheben können. 
§ 22. erhält folgende Faſſung: 

Zur Wahl ſelbſt, welche ſpäteſtens in der zweiten Hälfte 
des Monats November ſtattfinden muß, werden die berech⸗ 
tigten Mitglieder der Gemeinde 14 Tage vor dem zur Wahl 
anberaumten Termine nach Anordnung des die Wahl leiten⸗ 


den Regierungs-Abgeordneten durch Umlaufſchreiben, oder 


durch beſondere Einladungen an die einzelnen Mitglieder, 
oder durch einmalige Bekanntmachung in dem Graudenzer 
Kreisblatte und in dem für öffentliche Bekanntmachungen 
beſtimmten Stadtblatte, eingeladen. Dem Vorſtande iſt es 
überlaſſen, ob er die bevorſtehende Wahl auch durch eine 
Bekanntmachung in der Synagoge oder auf andere ihm 
1 erſcheinende Weiſe zur Kenntniß der Genseinder 
Ritglieder bringen will. 
$ 55. erhält folgende Faſſung: 
Es werden: 

а. für das Synagogen⸗Weſen, 

b. für das Beerdigungs⸗ Weſen, 

c. für die Beauffichtigung und Verwaltung der 

Grundſtücke, 

d. für mene und Krankenpflege 
bleibende Kommiſſionen gebildet, deren jede aus 3 Mitglie- 
dern beſteht, die nach Bedürfniß von den Repräſentanten 
und den Vorſtehern auf drei Jahre gewählt werden. Von 
dem übereinſtimmenden Beſchluſſe des Vorſtandes und der 
Repräſentanten⸗Verſammlung hängt es ab, ob mehrere blei⸗ 
bende Kommiſſionen eintreten ſollen oder ob die eine oder 
die andere der vorgedachten Kommiſſionen eva wegfallen 


ſoll. 
89. erhält folgende Faſſung: 
Der Gemeindebedarf wird von den Mit We nach 


hungsweiſe von den nicht im Stadtbezirk Graudenz wohnen⸗ 
den Mitgliedern, nach einer durch den Vorſtand zu fingi⸗ 
renden Communalſteuer und unter Berückſichtigung der Be. 
ſtimmung in Abſatz 2. des § 58. des Geſetzes vom 23. Juli 
1847 aufgebracht 

$ 92. erhält folgende Faſſung: 

Die einzelnen Beiträge werden zur Zeit in vierteljähr⸗ 
lichen Raten im Voraus eingezogen, und müſſen innerhalb 
der erſten vier Wochen des Vierteljahres bei der Kaſſe eine 
gezahlt oder durch eine innerhalb dieſer Friſt von dem Ren⸗ 
danten ausgeſtellte Quittung belegt fein, widrigenfalls fie 
als Rückſtände im Sinne des $ 19. gelten. 

Der Vorſtand iſt befugt, die Raten und die Zahlungs⸗ 
frift anderweitig feſtzuſetzen Dieſe Feſtſetzung muß im 
Kreisblatte und in dem für öffentliche Bekanntmachungen 
beſtimmten Stadtblatte zur Kenntniß der Betheiligten ge⸗ 
bracht werden. 

Graudenz, den 11. Juni 1869. 


Der Vorſtand. 
Aron Bohm. M. Rau. Moritz М. Henoch. 


Das Reprüfentanten- Kollegium. 
Joseph Herzfeld. S. J. Michalsohn. Heymann Kadisch. 
J. Hirschfeld. J. Heymann. S. Salomon. L. Liebert. 
Jacob Rau. М, Manteuffel. 


Der vorſtehende Nachtrag vom 11. Juni d. J. zu dem 
Statut der Synagogen Gemeinde zu Graudenz vom 9. Res 
bruar, beſtätigt den 25. Auguſt 1859, wird auf Grund des 
8 50. des Geſetzes über die Verh tnifje der Juden vom 
23. Juli 1847 hierdurch von mir beſtätigt. 

Königsberg, den 6. Auguſt 1869. 
(L. 8.) 
Der Wirkliche Geheime Rath und Gberpräſident. 
v. Horn. 
Für richtige Abschrift 
Der Königl. Kommiſſarius, 
Oberbürgermeiſter Haase. 


Ф обе in Graudenz. 
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Nachtrag 


zu dem vom Königlichen Ober-Präſidio der Provinz 

Preußen am 25. Auguſt 1859 beſtätigten Statute 

der Synagogen-Gemeinde zu Graudenz vom 9. 
Februar 1859. 


— 0. 


Zuſatz zu § 19. 

Selbſtverſtändlich wird denjenigen Mitgliedern, welchen 
durch Beſchluß des Vorſtandes und des Repräſentanten⸗ 
Kollegiums wegen der von ihnen der Gemeinde geleiſteten 
oder zu leiſtenden Dienſte die Beiträge für eine beſtimmte Zeit 
oder für immer erlaſſen werden, hierdurch ihr Wahlrecht 
nicht verkümmert. 

$ 21. erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſtand fertigt die Liſte der wahlberechtigten Mit⸗ 
lieder der Gemeinde an, und zwar in beſonderen Ab⸗ 
mitten nach denjenigen verſchiedenen Orten des Synagogen⸗ 
bezirks, an welchen ſolche Mitglieder der Gemeinde wohnen. 
Bei jedem einzelnen Mitgliede der Gemeinde iſt zu bemer⸗ 
len, ob es bereits 3 Jahre Mitglied der Gemeinde tft. ($ 17.) 
Die jo gefertigte Lifte iſt dem von der Regierung zur Lei⸗ 
tung der Wahl Abgeordneten ſpäteſtens am 1. September 
desjenigen Jahres, in welchem eine Wahl vorzunehmen iſt, 
einzureichen. Diejenigen, welche erſt nach dieſer Zeit als 
Mitglied der Gemeinde eintreten, können an der zunächſt 
bevorſtehenden Wahl keinen Antheil nehmen. 

Dieſe Liſte wird 14 Tage hindurch im Magiſtrats⸗ 
bureau und in der Synagoge zu Jedermanns Einſicht aus⸗ 
фе, was den Mitgliedern der Gemeinde durch eine vom 

önigl, Kommiſſarius zu erlaſſende, einmal in das für öf⸗ 


{е Anzeigen beftimmte Stadtblatt (zur Zeit der „Grau⸗ 


4 


8 
denzer Geſellige !) aufzunehmende und einmal in der Synagoge 
zu verleſende Bekanntmachung mitgetheilt wird. Einwen⸗ 
dungen gegen die Liſte können binnen 14 Tagen nach be⸗ 
endeter Auslegung bei dem Wahlkommiſſarius ſchriftlich an⸗ 
gebracht werden; ſpäter angebrachte werden nicht berückſich⸗ 
tigt. Ueber rechtzeitig angebrachte Einwendungen iſt vom 
Vorſtande binnen 14 Tagen Entſcheidung zu treffen, gegen 
welche dieſenigen, welche Einwendungen erhoben haben, in⸗ 
nerhalb 8 Tagen den Recurs durch den Wahlkommiſſarius 
bei der Königl. Regierung erheben können. 
Г erhält folgende Faſſung: 

Zur Wahl ſelbſt, welche ſpäteſtens in der zweiten Hälfte 
des Monats November ftattfinden muß, werden die berech⸗ 
tigten Mitglieder der Gemeinde 14 Tage vor dem zur Wahl. 
anberaumten Termine nach Anordnung des die Wahl leiten⸗ 
den Regierungs-Abgeordneten durch Umlaufſchreiben, oder 
durch beſondere Einladungen an die einzelnen Mitglieder, 
oder durch einmalige Bekanntmachung in dem Graudenzer 
Kreisblatte und in dem für öffentliche Belanntmachungen 
beſtimmten Stadtblatte, eingeladen. Dem Vorſtande iſt es 
überlaſſen, ob er die bevorſtehende Wahl auch durch eine 
Bekanntmachung in der Synagoge oder auf andere ihm 
weckdienlich erſcheinende Weiſe zur Kenntniß der Geneeinde⸗ 

Ritglieder bringen will. 
§ 55. erhält folgende Faſſung: 
Es werden: 
a. für das Synagogen⸗Weſen, 
b. für das Beerdigungs⸗Weſen, 
e., für die Beaufſichtigung und Verwaltung der 
Grundſtücke, 
d. für Armen⸗ und Krankenpflege 
bleibende Kommiſſionen gebildet, deren jede aus 3 Mitglie⸗ 
dern beſteht, die nach Bedürfniß von den Repräſentauten. 
und den Vorſtehern auf drei Jahre gewählt werden. Von 
dem übereinſtimmenden Beſchluſſe des Vorſtandes und der 
Repräſentanten⸗Verſammlung hängt es ab, ob mehrere blei⸗ 
bende Kommiſſionen eintreten follen oder ob die eine oder 
ie andere der vorgedachten Kommiſſionen etwa wegfallen 
oll. e 


§ 89. erhält folgende Faſſung: 


Der Gemeindebedarf wird von den Mitgliedern nach 
Verhältniß ihrer zu entrichtenden Communalſteuer, bezie⸗ 


— — 


hungsweiſe von den nicht im Stadtbezirk Graudenz wohnen⸗ 
den Mitgliedern, nach einer durch den Vorſtand zu fingi⸗ 
renden Communalſteuer und unter Berückſichtigung der Be⸗ 
ſtimmung in Abſatz 2. des $ 58. des Geſetzes vom 23. Juli 
1847 aufgebracht к. 

$ 99. erhält folgende Faſſung: 

Die einzelnen Beiträge werden zur Zeit in vierteljähr⸗ 
lichen Raten im Voraus eingezogen, und müſſen innerhalb 
der erſten vier Wochen des Vierteljahres bei der Kaſſe ein⸗ 
gezahlt oder durch eine innerhalb dieſer Friſt von dem Ren⸗ 
danten ausgeſtellte Quittung belegt ſein, widrigenfalls ſie 
als Rückſtände im Sinne des 8 19. gelten. 

Der Vorſtand iſt befugt, die Raten und die Zahlungs⸗ 
friſt anderweitig feſtzuſetzen Dieſe Feſtſetzung muß im 
Kreisblatte und in dem für öffentliche Bekanntmachungen 
beſtimmten Stadtblatte zur Kenntniß der Betheiligten ges 
bracht werden. 

Graudenz, den 11. Juni 1869. 


Der Vorſtand. 
Aron Bohm. M. Rau. Moritz M. Henoch. 


Das Repräſenkanken-Kollegium. 
Joseph Herzfeld. S. J. Michalsohn. Heymann Kadisch. 
J. Hirschfeld. J. Heymann. S. Salomon. L. Liebert. 
Jacob Rau. M. Manteuffel. 


Der vorftehende Nachtrag vom 11. Juni d. J. zu dem 
Statut der Synagogen Gemeinde zu Graudenz vom 9. Fe⸗ 
bruar, beſtätigt den 25. Auguſt 1859, wird auf Grund des 
8 50. des Geſetzes über die Verhältniſſe der Juden vom 
23. Juli 1847 hierdurch von mir beſtätigt. 

Königsberg, den 6. Auguſt 1869. 
(L 8. 
Der en heime Rath und Oberpräfident. 
= у. Horn. 


Für richtige Abſchrift 
A Аб 


Drud von G. Röche in Graudenz. 


